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1.  Einleitende Bemerkungen  

 

Die Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt ist katastrophal. Insbesondere für Geringquali-

fizierte scheint es immer weniger konkurrenzfähige Jobs zu geben. Die Gründe für diese Mi-

sere sind vielschichtig und nicht einfach zu beseitigen. In jedem Fall können keine konjunktu-

rellen Phänomene als Sündenbock ausgemacht werden, die Ursachen liegen tiefer und sind im 

Wesentlichen struktureller Natur. Die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen passen 

immer weniger zu den sich verändernden ökonomischen Realitäten. Zunehmende internatio-

nale Arbeitsteilung, eine rasante Verschärfung des internationalen Wettbewerbs um Produkti-

onsfaktoren und Güter, arbeitsparender technischer Fortschritt und der strukturelle Wandel 

hin zur Dienstleistungsgesellschaft haben das wirtschaftliche Umfeld volatiler gemacht und 

die Struktur der Arbeitsnachfrage nachhaltig verändert. Hochqualifizierte sind gesucht, Ge-

ringqualifizierte geraten zunehmend unter Druck.  

 

Durch Effizienzsteigerungen im Bildungsbereich ist es weder kurzfristig und noch hinrei-

chend umfassend möglich, das Qualifikationsprofil des gesamten Arbeitsangebots an die Er-

fordernisse komplexer Tätigkeiten anzupassen. Folglich müssen konsequente Deregulierun-

gen und Flexibilisierungen des Arbeitsmarktes die erforderlichen Anpassungskapazitäten 

schaffen, um auch das Arbeitsangebot Geringqualifizierter befriedigen zu können. Wenigstens 

zwei Dinge sind in diesem Zusammenhang dringend erforderlich: Zum Einen benötigt es hin-

reichend flexible Lohnstrukturen, die eine adäquate Reaktion auf die Veränderung der relati-

ven Arbeitsproduktivitäten ermöglichen und auch für Personen mit geringen Qualifikationen 

konkurrenzfähige Job schaffen bzw. erhalten können. Zum Anderen muss die räumliche, 

sektorale und berufliche Mobilität der Arbeitnehmer gefördert werden, um auch von dieser 

Seite die Anpassungsfähigkeit und die Bereitschaft, geeignete Stellen zügig anzunehmen, zu 

erhöhen. 

 

In erster Linie reformiert gehören folglich drei institutionelle Bereiche des Arbeitsmarktes: 

die Lohn- und Tarifordnung, der Kündigungsschutz sowie die relevanten Systeme sozialer 

Sicherung, namentlich die Arbeitslosenversicherung und das staatlich garantierte Existenzmi-

nimum. Der vorliegende Beitrag widmet sich dabei dem letzten Teilbereich, der staatlichen 

Grundsicherung. Die rechtlich-institutionelle Ausgestaltung der Sozialhilfe der Vergangenheit 

war alles andere als effizient. Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zur 

neuen Grundsicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II) im Rahmen von Hartz IV 
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kann aus vielen Gründen jedoch ebenso wenig überzeugen. Die Integration von Arbeitslosen-

hilfe und Sozialhilfe selbst war überfällig und ist zu begrüßen, allerdings ist es zweifelhaft, 

dass die konkreten neu geschaffenen Regelungen geeignet sind, Arbeitslosigkeit und Armut 

effizient zu bekämpfen. Aus ordnungspolitischer Perspektive stellt sich insbesondere die Fra-

ge, ob nicht eine günstige Gelegenheit ausgelassen wurde, entscheidende Kompetenzen an die 

dezentrale, kommunale Ebene abzugeben, um auf diese Weise innovative und spezifische 

Lösungsansätze zu provozieren. 

 

 

2.  Hartz IV – weiß Gott kein großer Wurf 

 

Die Grundsicherung nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) zeichnete sich vor allem da-

durch aus, dass für uneingeschränkt arbeitsfähige Transferempfänger – gerade mit zunehmen-

der Familiengröße – ein zu hoher Reservationslohn generiert, in bestimmten Qualifikations-

segmenten somit das Lohnabstandgebot verletzt und sozialleistungsbedingte Mindestlohnar-

beitslosigkeit gefördert wurde. Für eine Verstärkungen dieser Effekte sorgte zudem, dass sich 

die Höhe des Existenzminimums regional kaum unterschied, unterschiedliche Lohnstrukturen, 

Arbeitsmarktsituationen und Lebenshaltungskosten blieben unberücksichtigt, die erforderliche 

Differenzierung blieb aus. Die Regelungen der Anrechung eines Hinzuverdienstes waren in 

praxi dermaßen restriktiv, dass insbesondere der schrittweise Wiedereintritt in ein reguläres 

Erwerbsleben arg erschwert wurde. Transferentzugsraten von 85 bzw. 100 hielten einen Groß-

teil der individuellen Selbsthilfekräfte in Fesseln. Gewichtige vertikale fiskalische Ausga-

beexternalitäten zwischen Arbeits- und Sozialverwaltung in Verbindung mit mangelnden de-

zentralen Steuerungsmöglichkeiten leiteten vorhandenes kommunales Problemlösungspoten-

zial fehl und machten insbesondere Geringqualifizierte zum Spielball rechtlich-institutioneller 

Unzulänglichkeiten.1 

 

Mit Hartz IV erfolgte die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe für erwerbsfä-

hige Hilfebedürftige mit dem Arbeitslosengeld II auf dem Niveau der Sozialhilfe, die für nicht 

erwerbsfähige Hilfebedürftige gemäß den Regelungen des SGB XII gezahlt wird. Durch die 

Verkürzung der maximalen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld und die Neuregelungen des 

SGB II könnten theoretisch die institutionell determinierten Anspruchslöhne abgesenkt und 

schnellere Übergänge aus Arbeitslosigkeit in Erwerbstätigkeit erreicht werden. Allerdings 
                                                
1 Zu diesem Abschnitt vgl. exemplarisch Berthold (2002, S. 12 ff.), Boss (2002), Berthold/von Berchem (2002a, 
S. 45 ff. und 2003a, S. 144 ff.), Breyer u.a. (2004, S. 21 ff.) sowie von Berchem (2005, S. 193 ff.). 
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betrifft dies in erster Linie Personen mit hohem Einkommen vor Arbeitslosigkeit und Perso-

nen ohne Anspruch auf bedürftigkeitsabhängige Transferleistungen im Anschluss an den Be-

zug von Arbeitslosengeld. Für Geringqualifizierte – die Hauptproblemgruppe – führen die 

Reformen hingegen kaum zu geringeren Transfereinkommen bzw. Anspruchslöhnen bei Ar-

beitslosigkeit. Solange der Lohnabstand speziell für Geringqualifizierte nicht merklich ver-

größert wird, sind die Anreize zur Aufnahme einer Arbeit für diese Gruppe der Arbeitslosen 

zu gering, die Reformen laufen weitgehend ins Leere.2 Der zeitlich befristete Zuschlag nach 

Bezug von Arbeitslosengeld gemäß § 24 SGB II bremst die Senkung der individuellen An-

spruchslöhne zusätzlich und ist –  genau wie die ehemalige Arbeitslosenhilfe – durch seine 

Koppelung an die Höhe des bezogenen Arbeitslosengeldes eine ungerechtfertige Besserstel-

lung von Personen mit vormals höherem Einkommen. 

 

Es wurde die Gelegenheit verpasst, den faktischen Mindestlohn, der durch Sozialhilfe bzw. 

Arbeitslosengeld II zementiert wird und sowohl die Anreize als auch die Möglichkeiten für 

geringer qualifizierte Arbeitnehmer beschränkt, einer regulären Beschäftigung nachzugehen, 

an die ökonomischen Erfordernisse anzupassen. Das Gesamtniveau der Mindestsicherung für 

arbeitsfähige Transferempfänger wurde eher angehoben als abgesenkt. Der Sperrklinkeneffekt 

durch das garantierte Existenzminimum lässt sich auf diese Weise nicht abschwächen, Ge-

ringqualifizierte bleiben vom regulären Erwerbsleben ausgeschlossen. Zudem orientieren sich 

die fälligen Transferleistungen auch zukünftig nicht an regionalen Gegebenheiten wie Lohn-

strukturen, Lebenshaltungskosten etc.. Es ist vielmehr explizit geregelt, dass sich die Regel-

sätze der Sozialhilfe nach dem SGB XII, an denen sich das Arbeitslosengeld II orientiert, zwi-

schen den einzelnen Bundesländern kaum unterscheiden dürfen.3 Nach wie vor ist keine hin-

reichende Differenzierung möglich. 

 

Mit dem Ziel, einen regulären Hinzuverdienst zu den Hilfeleistungen und damit ein schritt-

weises Herantasten an die finanzielle Unabhängigkeit für Bezieher von Arbeitslosengeld II 

attraktiver zu machen als in der Vergangenheit für die arbeitsfähigen Bezieher von Sozialhilfe 

nach dem BSHG, wurde im SGB II die Anrechnung von hinzuverdientem Arbeitseinkommen 

auf den staatlichen Transfer neu geregelt. Als gelungen jedoch kann diese Modifikation der 

Hinzuverdienstmodalitäten trotz jüngst beschlossener Nachbesserung nicht bezeichnet wer-

                                                
2 Vgl. dazu die Simulationsergebnisse bei Christensen (2003 und 2004) und Steiner (2003). 
3 So dürfen die Regelsätze für den Haushaltsvorstand (Eckregelsätze) in den Ländern Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen bis zur Festsetzung im Jahre 2010 nicht mehr als 14 
Euro unter dem durchschnittlichen Eckregelsatz in den anderen Ländern festgesetzt werden; vgl. § 28 Abs. 2 
SGB XII. 
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den. Zwar erreicht die Transferentzugsrate erst wesentlich später als bisher 100 Prozent, je-

doch sind bis dorthin die Transferentzugsraten mit 80 bzw. 90 noch immer viel zu hoch; der 

Freibetrag von 100 Euro ändert an dieser grundsätzlichen Fehlkonstruktion im Übrigen nichts. 

 

Davon abgesehen ist die gewählte Aufteilung der Zuständigkeiten auf die Bundesagentur für 

Arbeit (BA) mit ihren Arbeitsagenturen und die Kommunen als schwerwiegendes Manko 

unübersehbar. Sämtliche Leistungen zur Wiedereingliederung erwerbsfähiger Personen in den 

Arbeitsmarkt werden durch die Job-Center erbracht, die für die Gesamtheit der erwerbsfähi-

gen Arbeitslosen im Regelfall die relevante Anlaufstelle sind. Die Kommunen sind nur mehr 

für die erwerbsunfähigen Transferempfänger und die in § 6 ihnen explizit zugewiesenen Leis-

tungen im Rahmen des SGB II zuständig. Eine Reihe von Gründen spricht allerdings dafür, 

die Kommunen mit der Aufgabe der Reintegration von langzeitarbeitslosen Transferempfän-

gern zu betrauen. Zumindest von wissenschaftlicher Seite besteht weitgehend Einigkeit darin, 

dass die kommunale Trägerschaft gemäß den Postulaten der Dezentralisierung, der Subsidiari-

tät und der ökonomischen Sachgerechtigkeit effizient wäre.4  

 

Nationale wie internationale Erfahrungen zeigen, dass die notwendige Kreativität, Individuali-

tät und Flexibilität im Umgang mit Personen, die bereits länger arbeitslos sind und/oder be-

sondere Risikomerkmale aufweisen, nur in möglichst dezentralen Einrichtungen gewährleistet 

sein kann. Neben Vermittlungs- und gegebenenfalls Qualifizierungsaktivitäten ist dabei für 

eine erfolgversprechende aktivierende, verpflichtende Hilfe zur Arbeit ein umfassendes insti-

tutionelles Netz einer individuellen sozialen und psychosozialen Betreuung erforderlich. Für 

eine effiziente Betreuung und Reintegration der Hilfeempfänger in reguläre Beschäftigung 

spielen dabei neben den persönlichen Merkmalen des Einzelnen auch die jeweils vor Ort ge-

gebenen ökonomischen Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle. Die Kommunen haben die 

größte Arbeitsmarktnähe zu personenbezogenen, ortsnahen Dienstleistungen und somit zu 

dem Arbeitsmarktsegment, in das die Problemgruppen am ehesten integriert werden können. 

Dabei erweist sich eine Verknüpfung bzw. eine enge Abstimmung der Arbeitsmarkt- bzw. 

Sozialpolitik mit weiteren kommunalen Politikbereichen, z.B. Wirtschaftsförderung, Stadt-

entwicklung und Jugendhilfe, als erfolgversprechende Möglichkeit einer strategischen Ge-

                                                
4 Vgl. zu den nachfolgenden Argumenten exemplarisch Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 85 ff., S. 153 f.), 
Klös/Peter (2001, S. 193 ff.), Berthold/von Berchem (2002a, S. 107 ff. und 2003a, S. 150 ff.), Huber/Lichtblau 
(2002), BMWA (2003, S. 11), Berthold (2003, S. 20 ff.) und Görgens (2004). 
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samtsteuerung auf dezentraler Ebene.5 Das dafür nötige aktuelle Wissen ist auch aufgrund 

seiner Kurzlebigkeit nicht allgemein verfügbar und zentralisierbar. 

 

Ein Weiteres kommt hinzu: Die Folgen hoher Arbeitslosigkeit und Armut sind vor Ort am 

stärksten spürbar, damit sind auch die originären Anreize zur Abhilfe dort am größten. Da die 

Aufgabe zur Bekämpfung eines Missstandes stets dort angesiedelt sein sollte, wo sowohl die 

besten Möglichkeiten als auch das stärkste Eigeninteresse zur effizienten Aufgabenerfüllung 

vorliegen, ist es ökonomisch unsinnig, das beschäftigungspolitische Gewicht der Kommunen 

zu verringern. Statt nach individuellen Lösungen vor Ort zu suchen und auch schwierige Fälle 

schrittweise an einen regulären Job heranzuführen, beschwört die realisierte Aufteilung der 

Zuständigkeiten Streitigkeiten um die Arbeitsfähigkeit bzw. Nicht-Arbeitsfähigkeit der Hilfe-

suchenden herauf. Zudem geht die sachgerechte Finanzierungsverantwortung zwischen Ar-

beitslosenversicherung und Staat, zwischen Versicherungsbeiträgen und Steuern verloren. 

Unter dem Dach der Job-Center findet eine Verwischung versicherungsmäßiger, arbeits-

marktpolitischer und sozialpolitischer Aktivitäten statt.6 Ferner kommt es zu einer weiteren 

Aufblähung der Bundesagentur für Arbeit zu einem „Mega-Sozialamt“, das zusätzlich noch 

rund eine Million erwerbsfähige ehemalige Sozialhilfeempfänger betreuen muss. Die all-

mächtigen Job-Center unter zentraler Federführung der Bundesagentur für Arbeit ersetzen im 

realisierten Szenario echten Wettbewerb als Entdeckungsverfahren, wie ihn eine umfassende 

Dezentralisierung der Verantwortung ermöglichen würde, durch zentrale „Gießkannenpro-

gramme“ für alle Arbeitslosen; ausschließlich vor Ort vorhandene Fähigkeiten und Kenntnis-

se bleiben ungenutzt.  

 

Die Optionsmöglichkeit für bis zu 69 Kommunen vermag diese unbefriedigende ordnungspo-

litische Grundausrichtung keinesfalls zu korrigieren. Sicherlich werden die optierenden Kom-

munen im Rahmen ihrer Möglichkeiten alles versuchen, ihr eigenes Budget gegenüber der 

zentralen Lösung zu entlasten. Wenn allerdings dezentrale Lösungen im Kampf gegen 

Arbeitslosigkeit und Armut zentralen Lösungen überlegen sind, dann hat die Dezentralisie-

rung in aller Konsequenz und nicht auf freiwilliger Basis und auf eine geringe Anzahl von 

Kommunen begrenzt zu erfolgen. Bestehen nach wie vor Doppelzuständigkeiten, dann ist zu 

vermuten, dass wie bisher auch kommunales Engagement unterbleibt oder vornehmlich stra-

tegisch geprägt ist, und hauptsächlich der Entlastung des eigenen Budgets und weniger der 

nachhaltigen Reintegration der Langzeitarbeitslosen dient.  
                                                
5 Vgl. dazu auch Schulze-Böing (1994, S. 17 ff.) und Henckel u.a. (1999, S. 263). 
6 Vgl. Berthold/von Berchem (2003b, S. 47). 



 

 6

 

Doch selbst wenn die dezentralen Einheiten zur Aufgabenwahrnehmung verpflichtet wären, 

und selbst wenn keine Möglichkeiten zur systematischen Lastenabwehr bestünden, so müssen 

zwei weitere Dinge Beachtung finden, sollte das kommunale Problemlösungspotenzial tat-

sächlich effektiv genutzt werden: Erstens sind neben der Durchführungskompetenz auch in 

weit stärkerem Maße als bisher Entscheidungs- bzw. Regelungskompetenzen zu dezentralisie-

ren. Letztlich nur durch dezentrale Experimente und passgenaue Lösungen vor Ort lässt sich 

der Vielschichtigkeit von Arbeitslosigkeit und Armut begegnen und institutioneller Wettbe-

werb nutzen. Ein enges Korsett in Form zentraler Regelungen ohne maßgebliche Möglichkei-

ten zur Abweichung steht dem von Anfang an im Wege. So entpuppt sich auch das im SGB II 

verankerte Optionsgesetz bei genauerem Hinsehen als Mogelpackung. Selbst wenn sich die 

optierenden Kommunen mit aller Kraft um die nachhaltige Reintegration der Langzeitarbeits-

losen in reguläre Beschäftigungsverhältnisse bemühen wollen, ein echtes Experimentieren um 

die besten Methoden wird aufgrund der rechtlichen Regelungen schwer ermöglicht. Ebenso 

wie die Arbeitsagenturen sind die Kommunen in ihren Reintegrationsbemühungen teilweise 

ganz erheblich auf die Möglichkeiten des SGB III beschränkt, auf die in § 16 Abs. 1 SGB II 

verwiesen wird. Es wird sich erst noch zeigen müssen, inwiefern § 16 Abs. 2 als Generalklau-

sel taugt. Auch haben sie nach wie vor keinen Einfluss auf die konkrete Gestalt der individu-

ellen Transferleistungen wie deren Höhe oder die relevanten Hinzuverdienstmöglichkeiten. 

Auf diese Weise ist es nicht möglich, in dezentralen Experimenten nach den besten Methoden 

im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut zu suchen und Leistung und Gegenleistung bzw. 

Fördern und Fordern entsprechend der individuellen Erfordernisse, die sich durch persönliche 

Merkmale des einzelnen Hilfesuchenden sowie örtliche Gegebenheiten bestimmen, auszuta-

rieren. Bei den Arbeitsgemeinschaften von Kommunen und BA von institutionellem Wettbe-

werb zu sprechen, ist ohnehin unsinnig, hat man doch dort jeweils Spieler der gegnerischen 

Mannschaft im eigenen Team – sehr seltsam. 

 

Zweitens und nicht weniger wichtig als die erforderlichen Gestaltungsfreiräume auf der Leis-

tungsseite sind die Zuteilung einer anreizkompatiblen dezentralen Finanzierungsverantwor-

tung auf der Ausgabenseite sowie die zugehörige Autonomie und Flexibilität auf der Einnah-

menseite. Nur wenn den Kommunen eine spürbare Kostenbeteiligung zugewiesen ist, haben 

sie optimale Anreize, die übertragenen Aufgaben effizient zu erfüllen; eine zentrale Beteili-

gung an den Ausgaben sollte allenfalls in pauschalierter Form erfolgen und nicht allzu hoch 

ausfallen. Zudem muss man den Kommunen, wenn sie sich schon auf der Ausgaben- und 
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Leistungsseite im Wettbewerb stellen und vergleichen sollen, die Möglichkeit einräumen, 

auch auf der Einnahmenseite autonomer und flexibler wirtschaften zu können als bisher. 

Könnte es gelingen, auf die beschriebene Weise entsprechende Einnahmen-, Ausgaben- und 

Aufgabenkompetenzen im erforderlichen Maße an die dezentrale Ebene abzutreten, so wäre 

im Ergebnis mit einem innovativen Experimentieren um die besten Methoden im Kampf ge-

gen Arbeitslosigkeit und Armut zu rechnen, und dezentrale Strukturen mit den Möglichkeiten, 

unterschiedliche Wege zu beschreiten und spezifische Gegebenheiten zu berücksichtigen, 

fungierten als Entdeckungsverfahren. Wettbewerb wirkt als „Effizienzpeitsche“, zähmt den 

Leviathan und zwingt politische Entscheidungsträger, sich nicht allzu weit von den Präferen-

zen der Bürger zu entfernen.7 Die Erfordernis einer differenzierten Ausgestaltung und Hand-

habung der Sozialhilfe8, regional unterschiedliche Präferenzen sowie die Hoffung auf mehr 

Innovation und weniger Politikversagen sprechen somit für eine umfassende Dezentralisie-

rung der Sozialhilfekompetenzen.9 Die Realität sieht leider anders aus. 

 

 

3.  Sozialhilfe mit Hand und Fuß – ein Gegenvorschlag zu Hartz IV 

 

Es wird immer Arbeitnehmer geben, die so lange arbeitslos bleiben, bis sie in die Sozialhilfe 

abgleiten oder aber keinen Anspruch auf die Versicherungsleistung mehr haben. Es stellt sich 

die Frage, wie die Sozialhilfe in Deutschland zu reformieren ist, um den Spagat bewerkstelli-

gen zu können, Bedürftigen nach wie vor eine angemessene Hilfe zu bieten und Langzeitar-

beitslosigkeit effektiv zu vermeiden. Wenigstens drei Dinge weisen die notwendigen Refor-

men in die richtige Richtung: Erstens muss weit weniger als bisher das Nichtstun und viel 

mehr Arbeitseinsatz und Engagement belohnt werden. Es müssen die Anreize in der deut-

schen Sozialhilfe so verbessert werden, dass es sich für die Bezieher dieser Transferleistung 

lohnt, wieder möglichst rasch eine reguläre Beschäftigung aufzunehmen; sie müssen arbeiten 

wollen. Zweitens muss der zumindest in der Praxis faktisch oftmals übliche Sozialhilfe-

Schenkungsvertrag in einen funktionierenden und verbindlichen Tauschvertrag umgewandelt 

werden.10 Unbedingte Voraussetzung für staatliche Unterstützung sollte bei uneingeschränkt 

Arbeitsfähigen deren deutliche Bereitschaft zur Arbeit sein; wer staatliche Hilfestellungen 

                                                
7 Vgl. dazu etwa Kerber (2000 und 2003). 
8 Im Weiteren umspannt der Begriff „Sozialhilfe“ – entgegen der neuen Begrifflichkeiten des SGB II und des 
SGB XII – insbesondere auch die Leistungen an arbeitsfähige Transferempfänger; auf den Begriff „Arbeitslo-
sengeld II“ kann nachfolgend daher verzichtet werden. 
9 Vgl. dazu beispielsweise Boss (2002, S. 141 ff.) und Berthold/Fricke (2004). 
10 Vgl. Rosenfeld (1997, S. 263). 
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erwarten möchte, wird folglich auch arbeiten bzw. zumindest den unmissverständlichen Wil-

len zur Arbeit zeigen müssen. Schließlich bedarf es drittens auf den Arbeitsmärkten Rahmen-

bedingungen, die es auch geringer qualifizierten Arbeitslosen ermöglichen, eine reguläre Be-

schäftigung zu bekommen. Hier kann eine reformierte Sozialhilfe einen wichtigen Beitrag 

leisten, dass arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger nicht nur arbeiten wollen und auch müssen, 

sondern dies auch möglichst im regulären Arbeitsmarkt können. Die gesamte Förderung und 

Forderung durch die Sozialhilfe hat dabei möglichst individuell auf den Einzelfall zurechtge-

schnitten zu sein und regionale Gegebenheiten zu berücksichtigen, um erfolgreich im Kampf 

gegen Arbeitslosigkeit und Armut sein zu können. Eine erfolgversprechende Reform der So-

zialhilfe könnte etwa wie folgt aussehen: 

 

 

3.1.  Die Transferleistungen als Hilfe zur Selbsthilfe – Elemente einer grundsätzlichen 
Neuausrichtung 

 

a) Verringerung der Transferentzugsraten bei Hinzuverdienst 

 

Um die Arbeitsanreize der Sozialhilfeempfänger von Beginn an zu steigern und auch den 

schrittweisen Eintritt bzw. die Rückkehr in das gängige Erwerbsleben attraktiv zu machen, ist 

die hohe Grenzbelastung hinzuverdienten Arbeitseinkommens deutlich abzumildern. Ein 

denkbarer Ansatz ist, lediglich die Hälfte des Hinzuverdienstes auf die Sozialhilfe anzurech-

nen; auf einen Basisfreibetrag könnte dabei ganz verzichtet werden. Aus fiskalischen und al-

lokativen Gründen erscheint es jedoch geboten, eine derartige Verbesserung der Hinzuver-

dienstmöglichkeiten nur zeitlich befristet zu gewähren. Denn eine grundsätzliche und dauer-

hafte Herabsetzung der Transferentzugsrate – dies käme der Einführung eines allgemeinen 

Bürgergeldes sehr nahe11 – wäre selbst bei verminderten Regelsätzen mit kaum tragbaren fis-

kalischen Kosten und ungewissen Auswirkungen auf das Arbeitsangebot insgesamt verbun-

den.12 Außerdem stellen dauerhaft großzügigere Hinzuverdienstmöglichkeiten in der Sozial-

hilfe eine nachhaltige Verbesserung der Rückfallposition der Arbeitsplatzbesitzer und Kurz-

zeitarbeitslosen dar und erhöhen den Druck auf die Löhne. Schließlich lässt noch etwas eine 

zeitliche Befristung der Vergünstigung notwendig erscheinen: Durch eine Neuregelung der 

                                                
11 Vgl. zum Bürgergeld-Konzept etwa Mitschke (1985, 1995 und 2001) und Institut für Weltwirtschaft (1996). 
12 Eine erhebliche Anzahl bisheriger Steuerzahler würde zu Transferempfängern, und es bestünde für Bezieher 
mittlerer Einkommen mitunter der Anreiz, durch eine Verminderung des Arbeitsangebotes in den Transferbe-
reich zu gelangen. Für eine umfassende Kritik an dem Konzept des Bürgergeldes siehe zum Beispiel DIW 
(1994), Siebert/Stähler (1995), Jerger/Spermann (1996 und 1999) sowie Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 
119 f.). 
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Sozialhilfe soll den Hilfeempfängern in weit stärkerem Maße als bisher ermöglicht werden, 

marktverwertbares Humankapital „on the job“ zu bilden. Sie sollen jedoch nicht nur die Mög-

lichkeit dazu erhalten, sie sollen auch verstärkt dazu angehalten werden. Der Aufbau markt-

verwertbaren Humankapitals unterliegt einem allmählichen Prozess während der Beschäfti-

gung. Daher ist es ökonomisch plausibel, die Transferentzugsrate nach Aufnahme einer Tä-

tigkeit sukzessive von annahmegemäß 50 Prozent auf 100 Prozent zu steigern. Die beschäftig-

ten Hilfeempfänger haben während dieser Zeit die Gelegenheit, sich im Unternehmen zu pro-

filieren und den Anstieg der Transferentzugsrate mit Einkommenszuwächsen aufgrund ihrer 

zunehmenden Arbeitsproduktivität zu kompensieren. 

 

Weiter wird vorgeschlagen, dass diese Hinzuverdienstmöglichkeiten ausschließlich für eine 

Arbeitsaufnahme aus der Arbeitslosigkeit heraus sowie bei Bedürftigkeit gelten und bereits 

Erwerbstätige nicht umfassen. Dies verhindert, dass der Kreis derer, die Anspruch auf (ergän-

zende) Sozialhilfe haben, unmittelbar größer wird und die betreffenden Sozialausgaben allei-

ne dadurch ansteigen. Allgemeine Lohnsubventionen, die generell im Bereich niedrigerer 

Einkommen zum Tragen kommen, sind wegen der Weite des Einkommensintervalls, in dem 

Beschäftigung subventioniert wird, zumindest ohne eine massive Absenkung des Anspruchs-

lohnes nicht finanzierbar. Darüber hinaus zieht der enorme Finanzierungsaufwand allokative 

Verzerrungen nach sich, die unter Umständen die Arbeitslosigkeit per Saldo vergrößern kön-

nen.13 Um Arbeitslosen auf diese Weise tatsächlich die Chance auf eine nachhaltige Arbeits-

marktintegration in den regulären Arbeitsmarkt zu geben, sollte die Transferentzugsrate nach 

Beschäftigungsaufnahme nicht zu schnell auf 100 Prozent erhöht werden. Allerdings dürfen 

reguläre Jobs ohne Sozialhilfeberechtigung im unteren Einkommensbereich nicht zu lange 

gegenüber Jobs mit ähnlichem Markteinkommen, jedoch bei gleichzeitiger Sozialhilfebean-

spruchung, diskriminiert werden. Angesichts dieser gegenläufigen Effekte sollte im Rahmen 

einer reformierten Sozialhilfe die Transferentzugsrate bei zusätzlich erzieltem Einkommen 

mit Beginn einer Beschäftigung innerhalb von etwa zwei bis drei Jahren schrittweise auf 100 

Prozent gesteigert werden.14 

 

Bei einer solchen Ausgestaltung der Transferleistung ist nicht damit zu rechnen, dass Er-

werbstätige mit geringerem Arbeitseinkommen absichtlich arbeitslos werden bzw. entspre-

                                                
13 Vgl. dazu etwa Sachverständigenrat (2002, Zf. 435 ff.), Buslei/Steiner (2003) und Jacobebbinghaus/Steiner 
(2003). 
14 Der Reformvorschlag ähnelt in den Grundzügen dem Vorschlag eines Einstiegsgeldes für Langzeitarbeitslose 
bzw. einer „Targeted Negative Income Tax“, wie etwa von Spermann (1995, 1996 und 1999) und Jer-
ger/Spermann (1997) postuliert.  
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chend lange arbeitslos bleiben und damit unter Umständen beträchtliche Einkommenseinbu-

ßen in Kauf nehmen, nur um dann für einen begrenzten Zeitraum in den Tarif hinzuverdie-

nender Sozialhilfeempfänger wechseln zu können. Dies dürfte für viele schon alleine auf-

grund einer grundsätzlich vorgeschalteten Bedürftigkeitsprüfung wenig attraktiv sein. Insge-

samt verspricht eine so reformierte Sozialhilfe eine wesentlich größere Bereitschaft der Ar-

beitslosen, den Schritt in das reguläre Erwerbsleben zu wagen und bietet ihnen die Möglich-

keit, durch sukzessive Gewinnung marktverwertbaren Humankapitals ihre Arbeitsproduktivi-

tät zu steigern und ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt entscheidend zu verbessern. Gerade 

durch das Aufbrechen der „Armuts-“ bzw. „Arbeitslosenfalle“, das heißt des Einkommensbe-

reiches ohne jegliche bzw. ohne nennenswerte finanzielle Arbeitsanreize, bietet sich für viele 

Arbeitslose eine echte Chance, auf Dauer von staatlichen Sozialtransfers unabhängig zu wer-

den und an Selbstwertgefühl und Autonomie zu gewinnen.  

 

b) Absenkung der Regelleistungen für arbeitsfähige Transferempfänger 
 

Sollen größere Beschäftigungsgewinne erzielbar werden, bedarf die Sozialhilfe neben verbes-

serten Anrechnungsmodalitäten für hinzuverdientes Einkommen einer weiteren Änderung. So 

ist es unerlässlich, das Leistungsniveau für grundsätzlich arbeitsfähige Transferempfänger 

generell abzusenken. Dies wirkt nicht nur dem durch geänderte Anrechnungsmodalitäten 

möglicherweise auftretenden finanziellen Mehrbedarf entgegen, es ist dies aus wesentlich 

grundlegenderen Überlegungen heraus notwendig: Bei deutlich abgesenkten Transferentzugs-

raten sind Transferempfänger eher bereit, auch zu niedrigerem Lohn eine Beschäftigung auf-

zunehmen, da das verfügbare Gesamteinkommen durch die Kombilohn-Wirkung der Sozial-

hilfe deutlich über dem Arbeitseinkommen liegt; der für das Arbeitsangebotsverhalten ent-

scheidende faktische Anspruchslohn wird durch einen geringeren Transferentzug indirekt 

abgesenkt. Da hierzulande das durch die Regelleistungen der Sozialhilfe garantierte Exis-

tenzminimum jedoch im Vergleich zum mittleren Erwerbseinkommen relativ hoch ist, ist für 

arbeitsfähige Transferempfänger mit starker Freizeitpräferenz eine Arbeitsaufnahme mitunter 

nach wie vor wenig attraktiv, zumal im präsentierten Reformvorschlag die Transferentzugsra-

ten nicht dauerhaft deutlich unter 100 Prozent liegen. Darüber hinaus mag die nur temporäre 

Subvention niedriger Arbeitseinkommen, zudem nur bei Bedürftigkeit und in der Regel aus-

schließlich für Langzeitarbeitslose gewährt, zwar verhindern, dass zusätzlicher Druck auf die 

Löhne entsteht, wie dies bei generellen Subventionen im Niedriglohnbereich der Fall wäre. 

Allerdings ist es für die Entstehung geeigneter Jobs für Geringqualifizierte dringend erforder-

lich, dass die Tarifvertragsparteien Lohnsenkungen durch die Schaffung neuer Tariflohngrup-
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pen ermöglichen und die Unternehmen bestehende, kaum genutzte diesbezügliche Potenziale 

soweit wie möglich nutzen.15 Beides wird gegenwärtig durch den faktischen Mindestlohncha-

rakter der Sozialhilfe verhindert.  

 

Die modifizierten Transferentzugsraten sorgen dafür, dass sich die Aufnahme auch geringer 

bezahlter Jobs und der schrittweise Wiedereintritt in das reguläre Erwerbsleben lohnen, und 

sie signalisieren gleichzeitig, dass die staatliche Unterstützung nicht als Dauerzustand gedacht 

ist, sondern Bemühungen zu Humankapitalinvestitionen und Produktivitätsfortschritten vor-

ausgesetzt werden. Damit tatsächlich Beschäftigungszuwächse im relevanten Arbeitsmarktbe-

reich möglich werden – sowohl auf der Arbeitsnachfrageseite geeignete Jobs geschaffen wer-

den können, als auch auf der Arbeitsangebotsseite Anreize vorhanden sind, solche Jobs anzu-

nehmen – , muss der Anspruchslohn für arbeitsfähige Transferempfänger gesenkt werden. 

Auf diese Weise erhöhen sich nicht nur Arbeitsbereitschaft und Suchanstrengung der Trans-

ferempfänger, es wird durch das dann eher gewahrte Lohnabstandsgebot weiterhin eine Auf-

fächerung der Lohnstrukturen auch nach unten eher möglich als momentan. Vorgeschlagen 

wird daher, die Regelsätze der Sozialhilfe für uneingeschränkt arbeitsfähige Hilfeempfänger 

generell abzusenken.16 Es hat folglich eine klare Trennung zwischen arbeitsfähigen und nicht 

arbeitsfähigen Transferempfängern zu erfolgen, lediglich für erstere sind die garantierten 

Leistungen zu kürzen. 

 

c) Verstärkte Gewährung von Transfers „in kind“ 

 

Die Modifizierung der Transferentzugsraten und die Absenkung der Leistungshöhe für ar-

beitsfähige Transferempfänger hat zum Ziel, für diese Personen Anreize und Möglichkeiten 

zur regulären Erwerbstätigkeit zu schaffen und gleichzeitig den Missbrauch der Sozialleistung 

einzuschränken, d.h. Erwerbslosigkeit und Leistungsbezug im Vergleich zu regulärer Arbeit 

wenig attraktiv zu machen. Bei Realisierung dieser Vorschläge ist daher verstärkt damit zu 

rechnen, dass sich arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger als arbeitsunfähig ausweisen werden. 

Zwar kann eine Untersuchung zur Feststellung der Arbeitsfähigkeit erfolgen, jedoch besteht 

ebenso wie bei der Feststellung der Bedürftigkeit erhebliches Betrugspotenzial seitens der 

                                                
15 Vgl. Sachverständigenrat (2003, Zf. 716). 
16 Es wird bewusst darauf verzichtet, konkrete Angaben zum Umfang der Leistungsverringerung zu machen; 
relativ konkrete Vorstellungen darüber finden sich zum Beispiel bei Sinn u.a. (2002). Im hier präsentierten Re-
formvorschlag entscheiden letztlich die Kommunen über die genaue Höhe und Zusammensetzung der Sozialhil-
feleistungen (siehe dazu Punkt 3.2.), so dass an dieser Stelle keine weiteren Angaben erforderlich bzw. sinnvoll 
sind. 
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Hilfesuchenden. Ein Nachweis falscher Angaben ist häufig schwer möglich. Mit Hilfe von 

Sachtransfers, einer stärkeren Gewährung der Sozialhilfe „in kind“, kann der Anreiz nicht 

bedürftiger bzw. arbeitsfähiger Personen, ungerechtfertigt Sozialhilfe zu beantragen bzw. sich 

als arbeitsunfähig auszugeben, entscheidend reduziert werden.17 

 

Wird ein bedeutsamer Teil der Leistungen in Form von Sachleistungen bereitgestellt und ent-

sprechen Qualität und Menge dieser Güter zwar den Bedürfnissen tatsächlich bedürftiger Per-

sonen, die sich nicht selbst helfen können, jedoch nicht den Präferenzen unberechtigter Perso-

nen, so lassen letztere dieses Güterbündel eher außen vor und kaufen die gewünschte Qualität 

und Menge lieber aus eigenen Mitteln. Geldtransfers können von jedem nach Belieben ver-

wendet werden, und jedermann kann zusätzliches Geld gebrauchen; folglich bewerben sich 

auch viele nicht bedürftigen Personen für die Geldleistungen und arbeitsfähige geben sich als 

nicht arbeitsfähige Transferempfänger aus. Transfers „in kind“ schränken die Auswahlmög-

lichkeiten für die Empfänger der Leistungen ein, was diese Form der staatlichen Hilfe für die 

verschiedenen (potenziellen) Empfängergruppen unterschiedlich wertvoll macht. Es können 

durch Sachtransfers also Fehlanreize verringert und der Missbrauch der knappen Mittel redu-

ziert werden. Der prozentuale Anteil für Sachleistungen nimmt hierzulande im internationalen 

Vergleich nur einen geringen Anteil der Ausgaben für Einkommensbeihilfen im Rahmen der 

Sozialhilfe ein.18 Eine Ausdehnung der Sachtransfers im Bereich der Sozialhilfe, etwa eine 

verstärkte Bereitstellung von Kleidung, Gebrauchs- und Verbrauchsgüter in Form von Sach-

leistungen, ist daher ein wichtiger Reformbestandteil.19  

 

d) Reziprozität von Leistung und Gegenleistung 

 

Die Modifizierung der Transferentzugsraten, eine Absenkung der Transferzahlungen an un-

eingeschränkt Arbeitsfähige sowie eine verstärkte Gewährung der Hilfe in Form von Sachleis-

tungen sind notwendige Schritte, bei Weitem jedoch noch nicht hinreichend. Unbedingte Ar-

beitsbereitschaft muss als Voraussetzung für staatliche Unterstützung eingefordert werden, 

auf der anderen Seite muss das Bemühen des Einzelnen bestmöglich unterstützt und belohnt 

werden. Es muss eine neue Balance gefunden werden zwischen Fordern und Fördern, um der 

Sozialhilfe in der Bevölkerung wieder eine Akzeptanz zu verschaffen als das, was sie eigent-

                                                
17 Vgl. dazu exemplarisch Blackorby/Donaldson (1988), Besley/Coate (1991) und Feist/Thum (2000). 
18 Vgl. dazu etwa Feist/Thum (2000) und OECD (2001). 
19 Es muss in praxi die Bereitstellung der Sachleistungen nicht unmittelbar von staatlicher Stelle erfolgen. Gut-
scheinregelungen, wie im Übrigen bereits für Asylbewerber angewendet, oder auch elektronische Transfers in 
Form von Kreditkarten wie in den USA erscheinen durchaus praktikabel.  
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lich auch sein sollte: eine echte Hilfe zur Selbsthilfe, auf die sich jeder verlassen kann, aber 

auf der sich keiner zu Lasten der anderen ausruhen kann und die niemanden in Armut und 

Arbeitslosigkeit gefangen hält. Ziel einer intelligenten Ausgestaltung der Sozialhilfe ist daher 

stets die schnellstmögliche Beendigung der Bedürftigkeit der Transferempfänger und deren 

Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt.  

 

Ein unbedingt einzuhaltender Grundsatz, um das angestrebte Ziel möglichst effizient zu errei-

chen, ist dabei die unmissverständliche Reziprozität der Hilfeleistungen des Staates und der 

Kooperations- bzw. Arbeitsbereitschaft der Hilfeempfänger. Leistung und Gegenleistung, 

Fördern und Fordern sind Begriffspaare, die eine zielführende Sozialhilfe dominieren müs-

sen.20 Eine auf diesen Prinzipien beruhende Sozialhilfe ist weit mehr als ein Selektionsme-

chanismus, mit dessen Hilfe der Leistungsmissbrauch reduziert und damit das Budget entlas-

tet wird. Sie unterstreicht die Eigenverantwortung der Hilfeempfänger und stärkt ihre Fähig-

keit, sich selbst zu helfen. Für tatsächlich bedürftige und auf Hilfe angewiesene Personen be-

deutet eine Politik, die sich konsequent an dieser Maxime ausrichtet, keine Schlechterstellung 

gegenüber der Sozialhilfepraxis der vergangenen rund 40 Jahre. Dem Steuerzahler führt sie 

ein investives und von Initiative geprägtes System sozialer Sicherung vor Augen und rechtfer-

tigt den damit verbundenen finanziellen Aufwand.21 

 

Der Grundsatz der Reziprozität von Leistung und Gegenleistung hat dabei in jeder denkbaren 

Phase aus der Bedürftigkeit heraus und in jedem Bereich staatlicher Unterstützung Gültig-

keit.22 Bei arbeitsvorbereitenden und flankierenden Leistungen wie Schuldner- und Suchtbe-

ratung, psychosozialer Betreuung, Qualifizierungsmaßnahmen, staatlichen Beschäftigungsan-

geboten, Maßnahmen zur Heranführung an den ersten Arbeitsmarkt oder unmittelbaren Ver-

mittlungs- und Eingliederungsbemühungen – stets haben unmissverständliche und verbindli-

che Absprachen über die Rechte, Pflichten und mögliche Sanktionen bei Verfehlungen der 

Hilfeempfänger das Verhältnis zwischen staatlicher Instanz und Individuum zu definieren. 

Die gegenseitige Verantwortung von öffentlicher Hand und Transferempfängern ist entschei-

dend für ernstgemeinte Aktivierungsstrategien im Sinne der Reziprozität von Fördern und 

                                                
20 Vgl. exemplarisch Klös/Peter (2001), Berthold/von Berchem (2002a und 2003a) und Sinn u.a. (2002). 
21 Vgl. Feist/Thum (2000, S. 101). 
22 Mit der staatlichen Unterstützung sollte dabei möglichst frühzeitig begonnen werden. Frühzeitiges und inten-
sives Profiling schafft die Grundlage individueller, rechtzeitiger und erfolgversprechender Interventionen und 
legt vorhandene Selbsthilfepotenziale der Hilfesuchenden frei; vgl. Berthold/Fehn/von Berchem (2001, S. 150 
f.). Zudem ist der gewünschte Beschäftigungseffekt einer aktivierenden Sozialpolitik – sofern die Maßnahmen 
überhaupt erfolgversprechend sind – in der Regel umso größer, je früher damit begonnen wird; vgl. beispielswei-
se Bolvig/Jensen/Rosholm (2003). 
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Fordern. Der Träger der Leistung ist dabei in der Pflicht, bestmögliche Hilfestellung auf dem 

Weg zurück in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zu gewähren. Dafür hat er das Recht, 

Hilfeempfänger bei Missachtung der verbindlichen Absprachen konsequent zu sanktionieren. 

Umgekehrt hat der Hilfeempfänger nur solange einen Anspruch auf eine Hilfe zur Arbeit ge-

mäß seinen Fähigkeiten, solange er aktiv kooperiert.23 Wenigstens auf diesem Felde und we-

nigstens formal scheint die Entwicklung in die erforderliche Richtung zu gehen. 

 

 

3.2.  Die Regelungen und Durchführung im Detail – das Potenzial dezentraler Kompe-
tenzen 

 

Wie genau die Balance zwischen Fordern und Fördern auszusehen hat, kann niemand vorab 

mit Sicherheit sagen. Allerdings ist es auch weder zweckmäßig noch notwendig, ein verbind-

liches Bündel an Maßnahmen zentral zu schnüren und dann flächendeckend in die Tat umzu-

setzen. Vielmehr sind den Kommunen bei der Ausgestaltung der Hilfeleistungen in weit stär-

kerem Maße als bisher Entscheidungs- und Handlungsspielräume einzuräumen. Neben den 

unmittelbaren Hilfestellungen und aktivierenden Maßnahmen auf dem Weg zu regulärer Be-

schäftigung betrifft dies auch die Ausgestaltung der Sozialhilfe im engeren Sinne. Je nach 

örtlichen Gegebenheiten stellt sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt anders dar. Die Chan-

cen der Arbeitslosen, wieder einen Arbeitsplatz zu finden, sind regional verschieden. Es 

macht daher ökonomisch wenig Sinn, die Höhe der Leistung, die faktisch die Löhne nach 

unten zementiert, auf Ebene des Bundes und der Länder zentral festzulegen. Regelsätze und 

Mehrbedarfszuschläge gehören verstärkt in den Entscheidungsbereich der Kommunen, zumal 

sich neben den Gegebenheiten auf den Arbeitsmärkten auch die Lebenshaltungskosten und 

damit die Bedarfssituationen regional unterscheiden. Auch die Gewichtung der Transfers in 

Sach- und Geldleistungen sollte den Kommunen überlassen sein. Nur so ist zu gewährleisten, 

dass die Sozialleistungen einen gebührenden Abstand zu den vor Ort erzielbaren Arbeitsein-

kommen halten und sich an den örtlichen Lebenshaltungskosten orientieren können. Die 

Kommunen sollten ferner darüber bestimmen können, wie genau die Transferentzugsrate im 

Zeitablauf zu gestalten ist, welche Anforderungen an die Hilfeempfänger gestellt werden und 

welche Sanktionen zu befürchten sind, wenn Anforderungen nicht erfüllt werden. Im Experi-

ment auf dezentraler Ebene wird in einem solchen System um die besten Strategien und Me-

thoden gerungen werden, die Programme können den individuellen Gegebenheiten vor Ort 

                                                
23 Vgl. Klös/Peter (2001, S. 190 f.). 
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und den Erfordernissen des Einzelfalles angepasst werden. Die Notwendigkeit der Differen-

zierung und die Vorteile eines institutionellen Wettbewerbs verlangen eine solche Lösung.  

 

Es obliegt dann auch den Kommunen, zu entscheiden, wie mit bedürftigen, arbeitsfähigen und 

arbeitswilligen Personen zu verfahren ist, die trotz verringerter Regelleistungen und erst all-

mählich ansteigender Transferentzugsraten den Schritt zurück ins reguläre Erwerbsleben den-

noch nicht schaffen. Zwar können die Kommunen stets versuchen, die Produktivität und da-

mit die potenzielle Entlohnung eines Hilfeempfängers durch Qualifizierungsmaßnahmen zu 

steigern, und es liegt in ihrem Kompetenzbereich, die Dynamik der Transferentzugsraten im 

Einzelfall so festzulegen, dass ein erfolgreicher Verbleib im ersten Arbeitsmarkt möglichst 

wahrscheinlich ist. Auch können durch temporäre Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber, die 

Langzeitarbeitslose einstellen, deren Einstiegschancen zusätzlich erhöht werden. Es wird je-

doch immer Menschen geben, deren Leistungsfähigkeit trotz redlichen Eigen- und Fremdbe-

mühens dauerhaft stärker unter dem Durchschnitt liegt als die Sozialhilfe unterhalb des durch-

schnittlichen Nettoeinkommens an Spielraum lässt.24 Eine generelle Absenkung der Regel-

leistungen für arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger mag diese Gruppe von Arbeitnehmern zwar 

verkleinern, sofern sich die Absenkung der Sozialhilfe in einer Auffächerung der Lohnstruk-

turen niederschlägt. Die Ansätze temporär verringerter, nach Beschäftigungsaufnahme suk-

zessive steigender Transferentzugsraten oder auch temporärer Lohnkostenzuschüsse beruhen 

jedoch auf der Annahme, dass ein entscheidender Engpass für fehlende Beschäftigung in 

mangelnden Arbeitsanreizen und/oder einem Leistungsrückstand der Geringqualifizierten 

liegt, der durch „training on the job“ korrigierbar ist. Internationale Erfahrungen zeigen zwar, 

dass subventionierte Beschäftigungsverhältnisse gerade auch für Individuen, die schwierig 

eine Arbeit finden können, der Einstieg in ein stabiles, reguläres und nicht subventioniertes 

Beschäftigungsverhältnis sein können,25 gleichwohl gibt es Fälle, wo extrem niedrige Qualifi-

kationen und Fähigkeiten sowie das fehlende Potenzial, Produktivitätsfortschritte zu erzielen, 

einem Eintritt in ein Beschäftigungsverhältnis entgegenstehen bzw. verhindern, dass das Aus-

laufen einer Subvention durch eine höhere Entlohnung kompensiert werden kann. In solchen 

Fällen wäre folglich eine zeitlich unbefristete Subvention erforderlich, um die dauerhafte 

Kluft zwischen Arbeitsproduktivität und zu zahlendem Arbeitslohn auszugleichen und die 

Personen auf diese Weise in Lohn und Brot zu halten.26 Soll aus bereits genannten Gründen 

auf dauerhafte Lohnsubventionen verzichtet werden, bleibt nur die Möglichkeit, arbeitsfähi-

                                                
24 Vgl. Sinn u.a. (2002, S. 24). 
25 Vgl. exemplarisch Booth/Francesconi/Frank (2000) und Gerfin/Lechner/Steiger (2002). 
26 Vgl. dazu auch Orszag/Snower (2002). 
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gen Sozialhilfeempfängern im Zweifel eine staatliche, kommunale Beschäftigungsmöglich-

keit anzubieten. Der Lohn für eine solche Tätigkeit sollte so bemessen sein, dass er für er-

werbsfähige Hilfeempfänger ein angemessenes Hilfeniveau gewährleistet und eine finanzielle 

Besserstellung gegenüber der Untätigkeit darstellt. 

 

Selbst bei einer deutlichen Absenkung der Regelleistungen für arbeitsfähige Sozialhilfeemp-

fänger muss demnach niemand unter dem sozio-kulturellen Existenzminimum leben, sofern er 

bereit ist, eine Gegenleistung im Rahmen öffentlich organisierter Beschäftigung zu erbringen. 

Es können die Beschäftigungsmöglichkeiten im dritten Arbeitsmarkt folglich generell zur 

Überprüfung der Arbeitsbereitschaft eingesetzt werden, und dienen nicht nur einer mögli-

cherweise dauerhaften Beschäftigung von Personen mit besonders geringen Qualifikationen 

bzw. Fähigkeiten. Das glaubhafte Anbieten von verpflichtender Arbeit hat zweifelsohne se-

lektive Wirkung. Erfahrungsgemäß zwischen einem Viertel und einem Drittel der arbeitsfähi-

gen Sozialhilfeempfänger lehnen trotz Belehrung über die Konsequenzen eine ihnen ver-

pflichtend zugewiesene zumutbare Arbeit ab, erscheinen nicht zur Arbeit bzw. ziehen ihren 

Antrag auf Sozialhilfe zurück.27 Es ist auch eine beträchtliche Kürzung der Sozialleistungen 

für das Nichtstun nur dann möglich, wenn bei Bemühungen seitens eines Transferempfängers 

notfalls ein öffentlicher Job angeboten werden kann. Allerdings ist dabei stets zu bedenken, 

dass staatliche leicht private Beschäftigung verdrängen kann; zur Überprüfung der Arbeitsbe-

reitschaft und Beschäftigung von Personen, die bei gegebenen Lohnstrukturen nicht in den 

ersten Arbeitsmarkt integriert werden können, sind daher Beschäftigungsmöglichkeiten zu 

schaffen, die keine Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten privater Leistungserbringer generie-

ren.28 Genau dies passiert gegenwärtig durch einen Großteil der neu geschaffenen Ein-Euro-

Jobs, ein Missstand, der nicht oft genug angeprangert werden kann.29 

 

Letztlich muss im präsentierten Reformkonzept jede Kommune selbst entscheiden, ob sie die 

Regelleistungen für arbeitsfähige Transferempfänger so weit herabsetzt, dass eine Job-

Garantie bei Arbeitsbereitschaft erforderlich wird. Denkbar ist auch, durch ein relativ hohes 

Leistungsniveau, das jedoch großteils in Form von Sachleistungen gewährt wird, den Miss-

brauch der Sozialleistungen zu verringern und Arbeitsanreize zu stärken, ohne gleichzeitig 

                                                
27 Vgl. beispielsweise Hackenberg/Wagner (1996), Zimmermann (1998), Feist (2000, S. 139), Fuchs/Spengler 
(1994, 1997 und 1999) und Fuchs/Troost (2001 und 2003). 
28 Vgl. dazu und Bonin/Kempe/Schneider (2003). 
29 Abgesehen von den beschäftigungspolitisch bedenklichen Wirkungen der Ein-Euro-Jobs kann es auch nicht 
als gerecht empfunden werden, dass diese neue Form von ABM in weiten Einkommensbereichen deutlich attrak-
tiver ist als ein regulärer Hinzuverdienst zur Sozialhilfe. 
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eine Beschäftigungsgarantie für geringqualifizierte Transferempfänger geben zu müssen. Die 

Kommunen müssen schließlich ein Gesamtpaket an Maßnahmen schnüren, das am besten zur 

vorherrschenden Situation vor Ort passt. Auch bei den schwierigen Fällen ist alles daran zu 

setzen, doch eine Chance im regulären Arbeitsmarkt zu finden. Eine bloße Alimentierung für 

das Nichtstun oder eine Verwahrung in künstlichen, mitunter perspektivlosen kommunalen 

Beschäftigungsverhältnissen ist nicht fair den Betroffenen gegenüber, die im Regelfall nach 

Unabhängigkeit und Eigenverantwortung streben. Folglich sollte bei allem Tun eine Beschäf-

tigung im ersten Arbeitsmarkt das Ziel sein; der kommunale Beschäftigungssektor nach Mög-

lichkeit allenfalls als Übergangsarbeitsmarkt fungieren.30  

 

 

3.3.  Das Potenzial nutzen – dezentrale Finanzierung der Sozialhilfe 

 

Damit das kommunale Problemlösungspotenzial tatsächlich in gewünschter Weise nutzbar 

wird, ist es erforderlich, neben der Regelungs- und Durchführungskompetenz auch die Finan-

zierungskompetenz für diesen Politikbereich auf anreizkompatible Art und Weise an die 

Kommunen abzutreten. Eine zentrale Finanzierung hebelt jeden Wettbewerb von vornherein 

aus und führt zur Verschwendung von Ressourcen. Nur wenn Handlung und Haftung bzw. 

Finanzierung nicht auseinanderfallen, ist damit zu rechnen, dass die Konsequenzen der eige-

nen Aktionen bei Entscheidungen hinreichend Berücksichtigung finden und nach den besten 

Methoden gesucht wird. Fasst man das Verhältnis von Bund und Kommunen als einfache 

Prinzipal-Agenten-Situation in der Form auf, dass der Bund als Prinzipal die Kommunen als 

Agenten mit der Verwaltung der Sozialhilfe beauftragt, besteht die effiziente Lösung darin, 

den Agenten, d.h. den Kommunen, die volle Kostenverantwortung zu übertragen.31  

 

Durch eine solche Regelung haben die Agenten optimale Anreize, die übertragenen Aufgaben 

möglichst effizient und kostengünstig zu erfüllen; jede Form einer zentralen Beteiligung an 

den Ausgaben würde diese Anreize stören und möglicherweise dezentrales „Moral Hazard“-

Verhalten provozieren.32 Je größer die Spielräume der Agenten bei der Aufgabenerfüllung in 

dieser Situation sind, desto gewichtiger ist das genannte Argument. Da die Kommunen im 

Bereich der Sozialhilfe nicht lediglich Handlanger des Bundes ohne echte Regelungs- bzw. 

                                                
30 Vgl. Schulze-Böing (2002, S. 163). 
31 Für eine nähere Diskussion dazu vgl. Green/Mas-Colell/Whinston (1995, S. 482 f.) und Huber/Lichtblau 
(1999); für einen Überblick zur Prinzipal-Agenten-Theorie siehe die entsprechenden Abschnitte in Rich-
ter/Furubotn (1999).  
32 Vgl. Huber/Lichtblau (2002, S. 79). 
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Durchführungskompetenzen sein sollen, sondern in weit stärkerem Maße als bisher Gestal-

tungsfreiräume benötigen, ist eine dezentrale Finanzierung unbedingter Bestandteil eines Re-

formkonzeptes, das auf dezentrale Problemlösungskapazitäten und Wettbewerb um die besten 

Methoden im Kampf gegen Arbeitslosigkeit und Armut setzt.33 Jeder Euro, den die Kommu-

nen ausgeben, muss einen Teil ihrer Einnahmen aufzehren, um einen möglichst effizienten 

Umgang mit den Mitteln zu gewährleisten. Die erforderliche Autonomie und Flexibilität auf 

der Einnahmenseite ließe sich etwa durch die längst überfällige Abschaffung der Gewerbe-

steuer und ein kommunales Hebesatzrecht auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer schaf-

fen.34 

 

 

3.4.  Die Rolle der Zentralen 

 

Internationale Erfahrungen zeigen, dass eine umfassende Dezentralisierung von Verantwor-

tung keinesfalls automatisch mit unliebsamen Wanderungsbewegungen („Sozialtourismus“) 

und einem „Race to the Bottom“ auf der Leistungsseite verbunden ist. Die USA und auch die 

Schweiz sind hierfür ebenso unterschiedliche wie instruktive Anschauungsobjekte.35 Die Poli-

tik sollte also auch hierzulande den Mut aufbringen, die rechtlich-institutionellen Regelungen 

den ökonomischen Erfordernissen anzupassen, zumal sich der theoretisch verbleibenden 

Restgefahr geeignete institutionelle Rahmenbedingungen entgegensetzen lassen, ohne auf die 

Vorteile dezentraler Lösungen verzichten zu müssen.36  

 

Neben einer grundsätzlich ausgewogenen Balance zwischen dem Einfordern gewisser Gegen-

leistungen von den Transferempfängern und der anreizkompatiblen Förderung von Arbeit 

bietet sich eine Stärkung direktdemokratischer Mitbestimmungs- und Entscheidungsrechte auf 

dezentraler Ebene zur Stabilisierung eines Arrangements regional unterschiedlicher interper-

soneller Umverteilung an. Daneben lassen sich die Anreize transferinduzierter Wanderungen 

durch spezifische Regelungen wie etwa das in der Schweiz praktizierte „Heimatortprinzip“ 

verringern, wonach die Hilfeleistungen auch nach dem Wegzug eines Transferempfängers aus 

                                                
33 Vgl. dazu auch Berthold (2003, S. 26 ff.). 
34 Vgl. ausführlich dazu Fuest/Huber (2001), BDI/VCI (2001), Berthold/von Berchem (2002a, S. 120 ff.) und 
Huber (2003, S. 15 ff.). 
35 Vgl. für die USA exemplarisch Berthold/von Berchem (2002b), Blank (2002), Kaestner/Kaushal/Van Ryzin 
(2003) und Kennan/Walker (2003), für die Schweiz Freiburghaus (1999) und Feld (2000a, 2000b, 2000c und 
2004). 
36 Vgl. dazu auch Berthold/von Berchem (2005). 
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einer Gebietskörperschaft noch eine Zeit lang von dieser zu tragen sind.37 Auch eine Beteili-

gung der Zentralen an der Finanzierung kann als institutionelle Bremse gegen ein mögliches 

„Race to the Bottom“ im föderalen Wettbewerb gesehen werden. Bei vollständig dezentraler 

Finanzierung wäre selbst bei ausbleibenden gravierenden Wanderungsbewegungen ein „Race 

to the Bottom“ wahrscheinlicher. Die Sorge, dass solche Wanderungsbewegungen von prakti-

scher Bedeutung sein könnten, verleitet die Politik möglicherweise zu einer restriktiveren 

Ausgestaltung der Sicherungssysteme. Vor diesem Hintergrund erscheint daher eine zentrale 

Finanzierungsbeteiligung sinnvoll, um von vornherein zu verhindern, dass politisches Han-

deln auf dezentraler Ebene zu einem „Race to the Bottom“ führen kann, obwohl das Phäno-

men „Welfare Migration“ quantitativ bedeutungslos ist.38 

 

Es erscheint aus wenigstens zwei weiteren Gründen eine Beteiligung der Zentralen, der Län-

der und des Bundes, an den Kosten der Sozialhilfe erforderlich.39 Erstens besteht die grund-

sätzliche Gefahr, dass einzelne Kommunen durch übermäßige Belastungen faktisch zahlungs-

unfähig werden und ohne finanzielle Unterstützung die Bereitstellung eines Existenzmini-

mums und adäquate Reintegrationsleistungen nicht mehr garantieren können. Da es zweitens 

die jeweiligen Länder und insbesondere der Bund sind, die durch ihre politischen Entschei-

dungen das Ausmaß von Arbeitslosigkeit und auch Sozialhilfeabhängigkeit wesentlich beein-

flussen, sind diese auch nicht gänzlich aus der finanziellen Verantwortung zu entlassen.40 Das 

Restrisiko eines „Race to the Bottom“ bzw. die Angst vor einem solchen Prozess, die poten-

zielle Gefahr der kommunalen Zahlungsunfähigkeit sowie die Mitverursacherrolle von Bund 

und Ländern legen es nahe, vom Ideal der reinen Ausführungskonnexität abzuweichen und 

die übergeordneten Ebenen an der Finanzierung zu beteiligen.  

 

Um zu vermeiden, dass es dadurch zu einer Verwischung von Kompetenzen und Verantwort-

lichkeiten, intransparenten Entscheidungsstrukturen und größeren effizienzverschlingenden 

dezentralen Fehlanreizen kommt, hat die Beteiligung in pauschalierter Form zu erfolgen. Hö-

here Ausgaben der dezentralen Einheiten dürfen also nicht automatisch zu höheren Zuwei-

sungen führen, sozialpolitische Ausgabendisziplin darf jedoch auch nicht zu Zuweisungskür-

                                                
37 Vgl. etwa Feld (2000a, S. 194 f. und 2004, S. 43). 
38 Vgl. Brueckner (2000, S. 518 ff.). 
39 Vgl. von Berchem (2005, S. 379 ff.). 
40 Klar ist, dass der Finanzierungsanteil des Bundes und der jeweiligen Länder davon abhängen muss, inwiefern 
das Ergebnis auf den regionalen Arbeitsmärkten von ihnen tatsächlich beeinflussbar ist. Da gegenwärtig die 
einzelnen Bundesländer kaum über entscheidende Einflussnahme verfügen und die gesamte Arbeitsmarktord-
nungspolitik eine Domäne des Bundes ist – vgl. dazu etwa Sesselmeier (2001) und Berthold/Fricke/Kullas 
(2004) –, sollte auch hauptsächlich der Bund in der finanziellen Verantwortung stehen.  
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zungen führen; die Finanzierung muss aus Sicht der Kommunen Lump-Sum-Charakter ha-

ben.41 Wie in den USA den Einzelstaaten in Form der jährlichen „block grants“, sollten den 

Kommunen hierzulande ebenso pauschale Mittel zugewiesen werden, die bedingt zweckge-

bunden zur Finanzierung der Sozialhilfe verwendet werden müssen und dezentrales „Moral 

Hazard“ eindämmen. Über die Höhe der Zuweisungen wäre politisch zu streiten; in jedem 

Fall sollten nicht vergangene Ausgaben, sondern die aktuellen, sich regional mitunter erheb-

lich unterscheidenden Bedarfe ausschlaggebend sein. Nicht verausgabte Zuweisungsmittel 

sollten dabei wenigstens zum Teil bei den Kommunen verbleiben dürfen. Da zentrale Vorga-

ben und Regelungen die Innovationsfähigkeit der Kommunen und den sozialpolitischen 

Wettbewerb stark beeinflussen können, sollte darauf soweit wie möglich verzichtet werden. 

Allenfalls das Festlegen von Mindeststandards, die für keine Region eine tatsächliche Wett-

bewerbsbremse darstellen, erscheint akzeptabel.  

 

 

4.  Schlussbemerkungen und Ausblick 

 

Die eingangs kurz dargelegten Neuregelungen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende müs-

sen alles in allem als unnötig vorsichtig und wenig effizient bewertet werden. Mehr Mut zu 

dezentralen Lösungen täte auch Deutschland gut. Allerdings ist eine derart umfassende Re-

form im politischen Prozess trotz bestehender ökonomischer Notwendigkeit möglicherweise 

nicht in einem Ruck durchzuführen. Die Erfahrung zeigt, dass gerade in Deutschland wettbe-

werbliche und dezentrale Lösungen einen schweren Stand haben. Vor diesem Hintergrund 

liegt bei den neu geschaffenen rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen die Hoffnung 

auf der kommunalen Experimentierklausel gemäß § 6a SGB II. Vielleicht ist es hierzulande 

notwendig bzw. der einzig gangbare Weg, über einen solchen Kanal die institutionellen Ver-

krustungen aufzubrechen. Die mit Hartz IV gefundene Lösung ist ohne Frage nicht effizient 

und ökonomisch als vergebene Chance zu bezeichnen. Allerdings kann die Experimentier-

klausel gerade aus polit-ökonomischer Perspektive als Chance gesehen werden, wenigstens 

längerfristig zu einem wettbewerblicheren Föderalismus und den dringend notwendigen diffe-

renzierenden Lösungen auch im Bereich des Sozialen zu gelangen.  

 

Optierende Kommunen sind deshalb in ihrem Tun bestmöglich zu unterstützen, und es muss 

darüber hinaus sehr genau darauf geachtet werden, dass sie tatsächlich die Möglichkeit haben, 

                                                
41 Vgl. Huber/Lichtblau (2002, S. 79). 
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in einem fairen Wettbewerb nach effizienten Lösungen zu suchen und ihre Fähigkeiten unter 

Beweis zu stellen. § 16 Abs. 2 SGB II muss daher als Generalklausel umfassend nutzbar sein, 

bestehende Wettbewerbsbremsen und Handlungsbeschränkungen sind zu beseitigen, dezen-

trale Kompetenzen möglichst umfassend abzurufen. Es besteht dann die Hoffnung, dass sich 

die kommunalen Ansätze in objektiven Evaluierungen als dominante Problemlösungsstrategie 

herausstellen und über diesen Kanal zusätzlicher Reformdruck entsteht. Langfristig wird es 

sich Deutschland nicht leisten können, auf die heilsamen Kräfte eines wettbewerblichen Föde-

ralismus zu verzichten, auch nicht im Bereich des Sozialen. Nur Wettbewerb macht Schwä-

chen und Erfolg vergleichbar und regt zur Suche nach effizienten Lösungen an, die den je-

weils vor Ort vorherrschenden Bedingungen am besten gerecht werden.  

 

Noch eine Bemerkung zum Schluss: Eine dezentrale Sozialhilfe würde zu regional unter-

schiedlichen Absicherungsniveaus führen. Allein dies kann jedoch kein Einwand gegen ein 

solches föderales Arrangement sein. Denn die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im 

Raum definiert sich unmöglich über die absolute Höhe der garantierten Sozialhilfeleistungen. 

Zu unterschiedlich sind die regionalen Lebenshaltungskosten, Lohnstrukturen und Arbeits-

marktsituationen. So zeigen etwa auch die Migrationsbewegungen in den USA, wo Transfer-

empfänger in der Regel den besseren Jobchancen und nicht den höheren Sozialhilfesätzen 

hinterher wandern, ganz deutlich, welche Lebensverhältnisse von den Bürgern offenkundig 

als höherwertig empfunden werden.  
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